
Die Notwendigkeit staatsorganisatori­
scher Zentralisierung der staatsanwaltschaft- 
lichen Aufsicht wurde von Lenin begründet. 
Er arbeitete heraus, daß die sozialistische 
staatliche Leitung die örtlichen Bedingungen 
und Unterschiede zu berücksichtigen hat, 
daß bei alledem jedoch die Gesetzlichkeit 
einheitlich sein muß.5 Um das zu gewähr­
leisten, forderte Lenin weiter, „daß die ört­
lichen Vertreter der Staatsanwaltschaft nur 
vom Zentrum ernannt werden und nur dem 
Zentrum unterstellt sein sollen"6. Jede dop­
pelte Unterordnung der Staatsanwaltschaft 
lehnte er ab. Diese Leninsche Lehre ist in 
der DDR verwirklicht.

Die Staatsanwaltschaft ist Bestandteil 
des Systems der Staatsorgane. Ihr Aufbau 
entspricht grundsätzlich der politisch-terri­
torialen Gliederung des Staatsgebietes.

Dem Generalstaatsanwalt der DDR 
unterstehen die Staatsanwälte der Bezirke, 
einschließlich des Generalstaatsanwalts von 
Berlin, Hauptstadt der DDR, die Staatsan­
wälte der Kreise (bzw. der Stadtbezirke in 
der Hauptstadt) sowie die Militärstaatsan­
wälte. Ihm unterstehen ferner die diesen 
Staatsanwälten beigeordneten Staatsan­
wälte, die Staatsanwälte der Dienststelle des 
Generalstaatsanwalts und die Untersu­
chungsführer der Militärstaatsanwälte. Alle 
Staatsanwälte werden vom Generalstaats­
anwalt berufen bzw. abberufen. Die Stell­
vertreter des Generalstaatsanwalts der DDR 
beruft der Staatsrat; einer der Stellvertreter 
ist der Militäroberstaatsanwalt.

Die Staatsanwaltschaft wird nach dem 
Prinzip der Einzelleitung geleitet (§ 6 StAG). 
Das hat folgende Konsequenzen: Leitungs­
entscheidungen in der Staatsanwalt­
schaft sind immer Entscheidungen eines 
Einzelleiters. Sie werden entsprechend 
den Grundsätzen sozialistischer Leitungs­
tätigkeit kollektiv vorbereitet und beraten, 
aber — im Unterschied zu den kollegialen 
Entscheidungen der Räte und der Recht­
sprechung der .Gerichte — immer vom Ein­
zelleiter getroffen. Beratungen führt der 
Generalstaatsanwalt z. B. mit dem Kol­
legium, mit leitenden Mitarbeitern seiner 
Dienststelle bzw. mit allen ihm; beigeord­
neten Staatsanwälten sowie den Staatsan­
wälten der Bezirke.

Alle Staatsanwälte sind dem General­
staatsanwalt verantwortlich und rechen­

schaftspflichtig und an seine Weisungen 
gebunden (§§ 5—8 StAG). Sie sind ebenfalls 
ihrem jeweils übergeordneten Staatsanwalt 
verantwortlich und rechenschaftspflichtig. In 
ihrer Tätigkeit sind die Staatsanwälte nur 
an die Verfassung, die Gesetze und die ande­
ren Rechtsvorschriften sowie an die Wei­
sungen des Generalstaatsanwalts und 
anderer Dienstvorgesetzter gebunden. Auf 
der Grundlage der Rechtsvorschriften und 
nach den Erfordernissen einer wirksamen 
Ausübung der staatsanwaltschaftlichen Auf­
sicht bestimmt der Generalstaatsanwalt 
auch die Kompetenz der ihm nachgeordneten 
Staatsanwälte. Die Entscheidungen in ein­
zelnen Verfahren werden von den jeweiligen 
Staatsanwälten getroffen und verantwortet.

16.3.
Der Generalstaatsanwalt der DDR

16.3.1.
Die staatsrechtliche Stellung 
des Generalstaatsanwalts
Der Generalstaatsanwalt der DDR ist der 
von der Volkskammer gewählte Leiter der 
Staatsanwaltschaft (Art. 49, 50, 98 Verfas­
sung). Ihm ist damit die persönliche Verant­
wortung für die Leitung" der Aufsicht über 
die strikte Einhaltung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit und die einheitliche und 
richtige Anwendung des Rechts übertragen. 
Die staatsrechtliche Stellung und die Funk­
tion des Generalstaatsanwalts werden durch 
unmittelbare, verfassungsrechtlich geregelte 
Beziehungen zur Volkskammer charakteri­
siert.

Erstens: Die Volkskammer wählt den 
Generalstaatsanwalt auf Vorschlag des 
Staatsrates für die Dauer ihrer Wahlperiode, 
also für fünf Jahre (Art. 50 Verfassung). 
Dieser übt seine Funktion bis zur Neuwahl 
des Generalstaatsanwalts durch die neuge­
wählte Volkskammer aus. Der General­
staatsanwalt kann von der Volkskammer 
jederzeit abberufen werden; der Staatsrat 
kann ihn vorläufig von seiner Funktion ent­
binden (§5 StAG). Die Leitung der Staats­
anwaltschaft und ihrer Aufsicht obliegt 
folglich einem von der obersten Volksver­
tretung gewählten Staatsfunktionär. Seine

5 Vgl. a. a. O., S. 350.
6 a. a. O., S. 349; vgl. auch S. 353.
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